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Antrag 
der Abgeordneten Roman Müller-Böhm, Michael Theurer, Dr. Marcel Klinge, 
Grigorios Aggelidis, Renata Alt, Christine Aschenberg-Dugnus, Jens Beeck, 
Dr. Jens Brandenburg (Rhein-Neckar), Mario Brandenburg, Sandra Bubendorfer-
Licht, Dr. Marco Buschmann, Carl-Julius Cronenberg, Christian Dürr, Dr. Marcus 
Faber, Thomas Hacker, Peter Heidt, Markus Herbrand, Torsten Herbst, Katja 
Hessel, Manuel Höferlin, Reinhard Houben, Dr. Christoph Hoffmann, Ulla Ihnen, 
Olaf in der Beek, Dr. Christian Jung, Daniela Kluckert, Pascal Kober, Konstantin 
Kuhle, Ulrich Lechte, Roman Müller-Böhm, Thomas Sattelberger, Matthias 
Seestern-Pauly, Hermann Otto Solms, Bettina Stark-Watzinger, Katja Suding, 
Stephan Thomae, Manfred Todtenhausen, Gerald Ullrich, Johannes Vogel (Olpe), 
Nicole Westig und der Fraktion der FDP 

Coronahilfen für die Reisewirtschaft 

Der Bundestag wolle beschließen: 
 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die globale Coronakrise ist eine enorme Aufgabe für alle Unternehmer in ganz 
Deutschland. Die Reisewirtschaft steht angesichts von Reisewarnungen und Ein-
reiseverboten, aber auch Stornierungen von bereits gebuchten Reisen vor einer 
bisher beispiellosen Herausforderung. Gerade kleine und mittelständische Reise-
büros und Reiseveranstalter belasten die Stornierungen existenziell. Einerseits 
verlieren Kunden ihre Reise, auf die sie sich gefreut haben, andrerseits wird die 
Arbeit der vergangenen Monate durch diese Pandemie zerstört. 

Kunden können gemäß §651h Absatz 1 BGB ihre Reise vor Reisebeginn jederzeit 
stornieren. Normalerweise könnte der Reiseveranstalter seine Kosten über eine 
angemessene Entschädigung ausgleichen. Der Reiseveranstalter kann jedoch 
keine Entschädigung verlangen, wenn am Bestimmungsort oder in dessen unmit-
telbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände auftreten, die die 
Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an den Be-
stimmungsort erheblich beeinträchtigen. Zu diesen Umständen zählt auch die ak-
tuelle Corona-Pandemie. 

Durch die Ausmaße dieser Epidemie führt dies bei den kleinen und mittelständi-
schen Reiseveranstaltern zu hohen Einnahmeausfällen, die die deutsche Touris-
muslandschaft nachhaltig verändern und zahlreiche unverschuldete Insolvenzen 
verursachen könnten.  
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Die Bürgerinnen und Bürger wollen reisen. Aktuell ist dies leider nicht mög-
lich. Sie haben sich bei den Reisebüros ihres Vertrauens beraten lassen und ver-
schieben die Reisen aus Verantwortung für ihre Gesundheit und die Gesundheit 
ihrer Mitmenschen. Die Reisebüros haben Beratungsleistungen erbracht, für die 
sie nun keine Vergütung erhalten. 

Die ausbleibenden Touristen und stornierten Reisen belasten jedoch die ganze 
Branche schwer. Nicht nur Reiseveranstalter und -büros sind betroffen. Auch die 
digitale Infrastruktur des Tourismus, die Buchungsplattformen und -systeme, sind 
betroffen. Doch der Tourismus ist hoch vernetzt. Wenige Office- und Buchhal-
tungssysteme verwalten die Buchungen aller Akteure des deutschen Tourismus-
marktes.  Die Insolvenz eines dieser Unternehmen oder einer Airline kann gravie-
rende und langfristige Folgen für die ganze Branche und viele Arbeitsplätze ha-
ben. 

Wir brauchen endlich eine solidarische Lösung, die die Interessen von Reisenden 
und Reisewirtschaft vereint. Unverschuldete Insolvenzen gesunder Unternehmen 
müssen verhindert werden. Das ist im Interesse aller Beteiligten und gewährleistet 
langfristig einen gesunden und mittelständischen Tourismus. 

Wir brauchen eine langfristige und systemische Lösung, um die Reisewirtschaft 
zu unterstützen. Wenn Zahlungsverpflichtungen durch die Unternehmen nicht 
mehr eingehalten werden, weil ihre finanziellen Ressourcen erschöpft sind, ent-
steht eine Kettenreaktion, die auch nach der Pandemie noch weitreichende Folgen 
für die Branche haben wird. Denn die Zahlungsströme innerhalb der Branche sind 
eng vernetzt. Kunden zahlen an Reiseveranstalter, diese bezahlen davon Hotels, 
Airlines, Dienstleister und Provisionen. Im Falle der Stornierung müssen die Rei-
severanstalter den vollen Reisepreis an den Kunden zurückzahlen. Sämtliche Zah-
lungsvorgänge sind dann rückgängig zu machen. Da von den Stornierungen die 
Buchungen der letzten sechs Monate betroffen sind, kann dies für viele Unterneh-
men bereits den finanziellen Ruin bedeuten. Sobald dann auch noch einzelne Teil-
nehmer der Zahlungskette die erhaltenen Gelder nicht mehr zurückzahlen, gerät 
das ganze System ins Straucheln. Es muss sichergestellt werden, dass die Liqui-
dität der Unternehmen nicht leerstorniert wird. Es ist daher unerlässlich, die Zah-
lungsströme aufrecht zu erhalten, um zahlreiche unverschuldete Insolvenzen in 
der Reisebranche zu verhindern.  

Es erscheint daher kurzfristig sinnvoll, die bestehenden Regelungen des §651h 
BGB anzupassen, um das Anbieten von Gutscheinen über den bereits gezahlten 
oder angezahlten Reisepreis bei Rücktritten von Reiseverträgen rechtssicher zu 
ermöglichen. So schaffen wir der Reisebranche wieder Luft zum Atmen. Aller-
dings begegnet dieses Vorhaben europarechtlichen Bedenken. Eine Änderung der 
Pauschalreiserichtlinie ist daher erforderlich, damit Unternehmer Kunden Gut-
scheine anbieten können. Anreizsysteme durch die Veranstalter sind dabei ein be-
grüßenswerter freiwilliger Schritt, um den Kunden den Gutschein attraktiver zu 
machen. Die Europäische Kommission hat der verpflichtenden Gutscheinlösung 
eine Absage erteilt. Die geäußerten Bedenken stehen einer freiwilligen Gutschein-
lösung jedoch nicht im Wege. Gleichzeitig schreibt die französische Regierung 
im offiziellen Bericht zur Verordnung Nr. 2020-315, dass die Europäische Kom-
mission angesichts des Ausmaßes des wirtschaftlichen Risikos auf europäischer 
Ebene am 19. März Richtlinien herausgegeben habe, die die Möglichkeit eröff-
nen, dem Kunden eine Gutschrift anzubieten und dass die Einzelheiten ihres Sche-
mas nach Diskussionen mit den Dienststellen der Europäischen Kommission fest-
gelegt worden wären. Diese und weitere teils widersprüchlichen Äußerungen, 
Hinweise und Leitlinien sorgen in der Branche und bei Verbrauchern für unnötige 
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Unsicherheiten, welche die Situation weiter verschärfen. Klarheit, Transparenz 
und Verlässlichkeit sind notwendiger denn je. 

Auf Grund der unzureichenden Umsetzung der Pauschalreiserichtlinie durch die 
Bundesregierung könnte gleichzeitig die Gefahr der Staatshaftung im Raum ste-
hen, falls Reiseveranstalter insolvent gehen und die Haftungssummen der Insol-
venzversicherungen überschritten werden. Außerdem stehen zahlreiche Existen-
zen und Arbeitsplätze auf dem Spiel, deren Bestandsgefährdung in Summe erheb-
liche Auswirkungen auf den Wirtschaftsstandort oder den Arbeitsmarkt in 
Deutschland hätte. Für große Unternehmen wurde diesbezüglich der Wirtschafts-
stabilisierungsfonds geschaffen. Dieser steht kleineren Unternehmen jedoch nicht 
zur Verfügung. Dies gilt es zu ändern, um die Finanzierungmöglichkeiten auch 
für kleine Unternehmen zu erweitern und zu erleichtern. Das hilft Veranstaltern 
und Reisebüros durch die wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Coronapandemie. 

Letztlich ist es unsere Verantwortung, wirtschaftliche Betätigungsfelder aufzuzei-
gen und zu ermöglichen. All das passiert in dem Bewusstsein und der Verantwor-
tung, dass die Gesundheit der Bevölkerung geschützt und ein funktionierendes 
Gesundheitswesens aufrecht gehalten werden muss.  Dafür braucht es zusätzlich 
eine Arbeitsgruppe "Tourismuskonzept Corona", in der Politik, Wissenschaft und 
Wirtschaft gemeinsam und stetig Wege für sicheren Tourismus erarbeiten.  

 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. den Wirtschaftsstabilisierungsfonds auch kleinen und mittelständischen Un-
ternehmen zugänglich zu machen, um die Finanzierungmöglichkeiten auch 
für kleine Unternehmen zu erweitern und zu erleichtern. 

2. den Betroffenen Unternehmen und Verbrauchern schnellstmöglich, klar und 
transparent das geplante und zu erwartende Vorgehen in Bezug auf Unterstüt-
zungsmaßnahmen und Restriktionen offenzulegen, um Planungssicherheit zu 
schaffen. 

3. sich auch weiterhin auf europäischer Ebene für eine Änderung der Pauschal-
reiserichtlinie einzusetzen, die das Anbieten von Gutscheinen bei Rücktritten 
von Reiseverträgen rechtssicher ermöglicht, wobei der Reiseveranstalter, 
wenn er infolge eines Rücktritts zur Rückerstattung des Reisepreises ver-
pflichtet ist, dem Reisenden neben einer Erstattung auch die Ausstellung ei-
nes Gutscheines anbieten können soll. Dieser Gutschein muss mindestens der 
Höhe des Rückerstattungsanspruchs entsprechen. 

4. anschließend umgehend einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die Änderun-
gen der Pauschalreiserichtlinie im nationalen Recht entsprechend anpasst. 

5. eine Arbeitsgruppe "Tourismuskonzept Corona" einzurichten, in der Politik, 
Wissenschaft und Wirtschaft gemeinsam und stetig Wege für sicheren Tou-
rismus erarbeiten. 

Berlin, den 12. Mai 2020 

Christian Lindner und Fraktion 
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